
Berichtsvorlage öffentlich

Federführendes Amt Nr.
Gesundheitsamt 209/2007

Betreff:

Neustrukturierung der Landesförderung im Sucht- und AIDS-Bereich ab 2007

Beratungsfolge Termin

Sozialausschuss 17.01.2007
Berichterstattung: Frau Schröder

Finanzielle Auswirkungen: ja nein

Falls ja:
Im Haushaltsplan vorgesehen: ja nein

Hhst. Betrag (EUR)
                                        

1) 2)
Investitionskosten/einmalige Ausgaben:

insgesamt:            EUR

Beteiligung Dritter:            EUR

Belastung Kreis Warendorf:            EUR

Laufende Kosten jährlich:

insgesamt:            EUR

Beteiligung Dritter:            EUR

Belastung Kreis Warendorf:            EUR

zur Information
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Erläuterungen:
Die bislang auf der Grundlage von differenzierten Förderrichtlinien erfolgte einrichtungs-
bzw. trägerbezogene Landesförderung im Sucht- und AIDS-Bereich soll ab 2007 durch
eine Kommunalisierung und Pauschalierung der Landesförderung ersetzt werden.

Die bisher geltenden Förderrichtlinien für den AIDS- und Suchtbereich sind zum Ende
des Jahres 2006 ausgelaufen. Die Landesförderung soll den Kommunen – vorbehaltlich
der Zustimmung des Landtags - künftig als fachbezogene Pauschale gem. § 29 des
Haushaltsgesetzes zur Verfügung gestellt werden. Für 2007 sollen die Mittel in Höhe der
in 2006 gewährten Förderungen an die bisher geförderten Einrichtungen weitergereicht
werden, um Planungssicherheit für die Einrichtungen zu gewährleisten. Im Laufe diesen
Jahres sollen durch eine bereits gebildete Arbeitsgruppe Klauseln einer
Rahmenvereinbarung zwischen dem Land, den kommunalen Spitzenverbänden und der
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtpflege formuliert werden,
in denen die Ziele der Förderung, Mindeststandards, Fragen zur Finanz- und
Fachverantwortung des Landes, zu den Vergabe- und Verteilkriterien und zu den
Nachweis- und Berichtspflichten zu beantworten sein werden.

Die Verwaltung wird in der Sitzung weiter hierzu berichten.
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1.
Amtsleitung

2.
Dezernent

3.
Kämmerer (nur bei Vorlagen mit finanziellen
Auswirkungen)

4.
Landrat


